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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan HO  7 (Baublock 61/6  d, 1. Änderung), vom 
7. Juli 1969 
Stadtgebiet zwischen Pippelweg, Westlichem Ringgleis, Gabelsberger Straße und  
Alter Pippelweg  
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 

 
 
 
„1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen 
der Verwaltung gemäß der Anlage 4 zu behandeln. 
 

2.  Die Aufhebungssatzung für den in der Sitzung ausgehängten Bebauungsplan HO 7 (Baub-
lock 61/6 d, 1. Änderung), vom 7. Juli 1969 wird gemäß § 1 (8) in Verbindung mit § 10 (1) 
BauGB beschlossen. 
 

3.  Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht  zur Aufhebungssatzung wird beschlossen.“ 
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Planungsziel 
 
Für das Stadtgebiet zwischen Pippelweg, Westlichem Ringgleis, Gabelsberger Straße und Alter 
Pippelweg wurde am 21. Mai 1969 der Bebauungsplan HO 7 (Baublock 61/6 d, 1. Änderung) 
vom Rat der Stadt Braunschweig als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan trat am 7. Juli 
1969 mit Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan HO 7 setzt ein Gewerbegebiet fest. Er liegt im Sanierungsgebiet „Westli-
ches Ringgebiet“ des Förderprogramms „Soziale Stadt“. Im Rahmen des Förderprogramms 
„Soziale Stadt – Investitionen im Quartier“ soll der östlich an den Geltungsbereich angrenzende 
Spielplatz durch eine Wegeverbindung an das Westliche Ringgleis angeschlossen werden. Die 
hierfür benötigte Fläche ist im Bebauungsplan HO 7 als private Freifläche im Gewerbegebiet 
festgesetzt. Der Eigentümer dieser Fläche ist verkaufsbereit und hat der Stadt am 
24. September 2013 eine notariell beglaubigte Ankaufsoption erteilt. Er möchte jedoch auf sei-
nem verbleibenden Grundstück eine Wohnbebauung realisieren. Diese ist städtebaulich ver-
tretbar und könnte im Rahmen der Beurteilung nach § 34 BauGB realisiert werden. 
 
Das Planungsrecht steht sowohl der öffentlichen Wegeverbindung als auch der Wohnbebauung 
entgegen. Der Bebauungsplan HO 7 (Baublock 61/6 d, 1. Änderung) soll daher endgültig auf-
gehoben werden. Dafür ist die Durchführung eines eigenständigen Verfahrens erforderlich. Die 
Aufhebung dient auch der Bereinigung des Plankatasters. 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB und sonstiger Stellen 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 20. September 2013 bis 21. Oktober 2013 durchge-
führt. Es ging eine Stellungnahme ein, die in der Anlage 4 aufgeführt und mit einer Stellung-
nahme und einem Vorschlag der Verwaltung versehen ist. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Am 29. Januar 2014 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen 
und in der Zeit vom 11. Februar 2014 bis 11. März 2014 durchgeführt. 
Es ging keine Stellungnahme ein. 
 
Empfehlung  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 4 aufgeführte Stellungnahme den Vorschlägen der 
Verwaltung entsprechend zu behandeln und die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 (Baub-
lock 61/6 d, 1. Änderung) als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu beschließen. 
Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
 



3 

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2 a: Aufhebungssatzung 
Anlage 2 b Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 3 a: Zeichnerische Festsetzungen des aufzuhebenden Bebauungsplanes HO 7 
Anlage 3 b: Textliche Festsetzungen und Hinweise des aufzuhebenden Bebauungsplanes HO 7 
Anlage 4: Behandlung der Stellungnahme aus der Beteiligung der Behörden gemäß 

§ 4 (2) BauGB und sonstiger Stellen 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 










 
 Anlage 2 a 
 
 
 
 
 


Aufhebungssatzung  
für den Bebauungsplan 
Baublock 61/6 d, 1. Änderung HO 7 
 
Auf Grund des § 1 Abs. 3 und Abs. 8 und des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom  
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1548), in Verbindung mit § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 2013  
(Nds. GVBl. S. 258) hat der Rat der Stadt Braunschweig diese Satzung sowie die Begründung mit  
Umweltbericht am Datum beschlossen. 
Stand Rechtsgrundlagen: 21. Januar 2014 
 
 
 
 
§ 1 Der Bebauungsplan HO 7, Baublock 61/6 d, 


1. Änderung vom 7. Juli 1969 wird aufgeho-
ben. 
 


 
§ 2 Von der Aufhebungssatzung ist das Stadtge-


biet zwischen Pippelweg, Westliches Ringg-
leis, Gabelsbergerstraße und Alter Pippelweg 
betroffen. 
 
Der Geltungsbereich der Aufhebungssatzung 
entspricht dem Geltungsbereich des aufzu-
hebenden Bebauungsplanes HO 7. 


 
 
§ 3 Die Satzung tritt am Tage der Bekanntma-


chung im Amtsblatt für die Stadt Braun-
schweig in Kraft. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
Braunschweig, den Stadt Braunschweig 
  Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 
  I. V. Leuer 
  Stadtbaurat 
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Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan 
Baublock 61/6 d, 1. Änderung HO 7 
Begründung mit Umweltbericht 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 21. Januar 2014 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 
1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274), zu-
letzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBl I S. 1943) 


 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2 und 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) 


 
1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2794) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 
1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 


 


in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 
 
1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 


 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 31. Oktober 2013 (Nds. GVBl. S. 258) 


 
 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Für den Geltungsbereich der Aufhebungssatzung enthält das Regionale 
Raumordnungsprogramm (RROP 2008) die Darstellung „vorhandener Sied-
lungsbereich oder bauleitplanerisch gesicherter Bereich“. Die Aufhebung des 
Bebauungsplans HO 7 steht den Zielen der Regional- und Landesplanung 
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nicht entgegen. 
 


2.2 Flächennutzungsplan  
 
Für den Geltungsbereich der Aufhebungssatzung gilt der Flächennutzungs-
plan der Stadt Braunschweig in Form der Neubekanntmachung vom 
6. Oktober 2005. In seiner derzeit geltenden Fassung enthält er die Darstel-
lungen „Wohnbauflächen“. Die Aufhebung des Bebauungsplans HO 7 hat für 
die Darstellung des Flächennutzungsplanes keine Konsequenzen. 
 


2.3 Bebauungspläne 
 


2.3.1 Aufzuhebender Bebauungsplan HO 7, Baublock 61/6 d, 1. Änderung, 
vom 7. Juli 1969 
 
Der Bebauungsplan HO 7 verfolgte das städtebauliche Ziel der Sicherung ei-
nes bestehenden Gewerbegebietes. 
 
Zur Umsetzung der genannten städtebaulichen Ziele trifft der Bebauungsplan 
HO 7 im Wesentlichen folgende Festsetzungen: Gewerbegebiet, nicht über-
baubare Grundstückflächen („private Freiflächen“), Grundflächenzahl 0,6, 
Geschossflächenzahl 1,2, Zahl der Vollgeschosse: II – III. Die Flächen sind 
über eine Stichstraße von der Straße „Pippelweg“ aus erschlossen. Diese 
Stichstraße liegt außerhalb des Geltungsbereiches. 
 
Mit seinen Festsetzungen ist der Bebauungsplan HO 7 als qualifizierter Be-
bauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 1 BauGB einzustufen. Die planungs-
rechtliche Beurteilung von Bauvorhaben ist danach anhand des Bebauungs-
plans abschließend möglich. 
 
 


3 Anlass und Ziel der Aufhebungssatzung 
 
Der Bebauungsplan HO 7 liegt im westlichen Ringgebiet. Der Geltungsbe-
reich umfasst die Flächen zwischen Pippelweg, Westliches Ringgleis und 
Gabelsbergerstraße. 
 
Die Flächen des Geltungsbereiches sind im Wesentlichen bebaut bzw. be-
trieblich genutzt. Neben größeren Garagenanlagen befinden sich hier eine 
Tierarztpraxis, ein Heizungs- und Sanitärfachbetrieb sowie ein Kfz–Ersatz-
teilhandelsbetrieb. Im mittleren Bereich befinden sich noch zwei unbebaute 
Grundstücke, die jedoch zur Tierarztpraxis gehören. 
 
Außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes HO 7 befinden sich 
im Norden Wohngebäude und ein Kinderspielplatz sowie im Osten Wohnge-
bäude (7 Kettenhäuser, Neubau 2013) und eine gewerblich genutzte Halle. 
Im Westen grenzt das Westliche Ringgleis an. Daran westlich angrenzend 
liegen Gewerbegrundstücke, die von der Pfingstraße aus erschlossen wer-
den. Es handelt sich um Lagergebäude, Garagenanlagen eine Metallwaren-
betrieb mit Werkstatt. 
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Der Bebauungsplan HO 7 liegt im Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ 
des Förderprogramms „Soziale Stadt“. Mit Aufnahme des Stadtteils in das 
Städtebauförderprogramm – „Soziale Stadt – Investitionen im Quartier“ lie-
gen seither die Voraussetzungen vor, mit Fördermitteln des Bundes, des 
Landes Niedersachsen und der Stadt Braunschweig grundlegende Erneue-
rungsprozesse in diesem Stadtteil einzuleiten, die zu einer Verbesserung der 
Wohn- und Lebensqualität führen sollen (wie z.B. die Erneuerung von Stra-
ßen, Plätzen oder Spielplätzen). 
 
In diesem Rahmen ist es Ziel der Stadterneuerung, den nördlich angrenzen-
den Spielplatz durch eine Wegeverbindung an das Westliche Ringgleis an-
zuschließen. Die hierfür benötigte Fläche ist im Bebauungsplan HO 7 als pri-
vate Freifläche im Gewerbegebiet festgesetzt. Der Eigentümer der von dieser 
Planung betroffenen Grundstücke Alter Pippelweg 72 (Gemarkung Hohetor, 
Flur 2, Flurstücke 64/20 und 64/19) ist zu einem Verkauf der benötigten Flä-
che bereit. Mit Datum vom 24. September 2013 hat er der Stadt Braun-
schweig ein notarielles Ankaufsangebot unterbreitet, von welchem die Stadt 
nach Rechtskraft der Aufhebungssatzung Gebrauch machen kann. 
 
Der Eigentümer möchte jedoch in diesem Zusammenhang auf seinem ver-
bleibenden Grundstück im nördlichen Geltungsbereich zwischen Westlichem 
Ringgleis und Spielplatz eine Wohnbebauung realisieren. Eine solche ist 
städtebaulich vertretbar. 
 
Das Planungsrecht steht jedoch sowohl der vorgesehenen öffentlichen 
Wegeverbindung als auch der angestrebten Wohnbebauung entgegen. 
 
Es ist deshalb beabsichtigt, die Festlegung durch den Bebauungsplan HO 7 
auf eine ausschließlich gewerbliche Nutzung aufzugeben. Es soll eine Ent-
wicklung des Gebietes zu einem Bereich ermöglicht werden, in welchem so-
wohl Wohngebäude als auch Betriebe zulässig sind, die das Wohnen nicht 
oder nicht wesentlich stören. Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 
steht das Planungsrecht diesen städtebaulichen Zielen nicht mehr entgegen. 
 
Der Bebauungsplan HO 7 vom 7. Juli 1969 entspricht insgesamt nicht mehr 
den heutigen Standards sowie den städtischen Planungszielen und soll des-
halb endgültig aufgehoben werden. 
 
Nach der Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 kann die öffentliche Wege-
verbindung vom Kinderspielplatz zum Westlichen Ringgleis realisiert werden. 
Desweiteren können die noch unbebauten Flächen im Rahmen der Beurtei-
lung nach § 34 BauGB (als Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile) bebaut werden. 
 
Es sind keine erheblichen bzw. bedenklichen Entwicklungen zu erwarten, 
sodass die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans nicht erforderlich ist. 
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4 Planungsrechtliche Auswirkungen der Aufhebungssatzung 
 


4.1 Flächennutzungsplan 
 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplans bleiben von der Aufhebung 
unberührt. 
 


4.2 Bereich ohne neuen Bebauungsplan 
 
Für den Bereich des aufzuhebenden Bebauungsplans HO 7 kann Folgendes 
festgestellt werden: 
 


4.2.1 Baugebiete 
 
Für künftige Vorhaben auf den Bauflächen lassen sich die einschlägigen 
Vorschriften des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) anwenden. Bestehende ge-
nehmigte bauliche Anlagen genießen Bestandsschutz. Im Einzelnen ergeben 
sich durch die Aufhebung für die Bauflächen folgende Auswirkungen: 
 
Art der baulichen Nutzung 
Der Bebauungsplan HO 7 vom 7. Juli 1969 setzt ein Gewerbegebiet fest. 
Damit ist gemäß BauNVO 1962 die „Unterbringung von nicht erheblich beläs-
tigenden Gewerbebetrieben“ zulässig. Es sind je Gewerbegrundstück zwei 
betriebsbedingte Wohnungen zulässig. Anlagen für kirchliche, kulturelle, so-
ziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sind ausgeschlossen. 
Bei der künftigen Beurteilung gemäß § 34 BauGB müssen sich Bauvorhaben 
nach der Art der baulichen Nutzung in die Eigenart der Umgebung einfügen. 
Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen ge-
wahrt bleiben. Da sich in dem Gebiet keine wesentlich störenden Gewerbe-
betriebe befinden, können hier künftig grundsätzlich auch Wohngebäude zu-
gelassen werden. Auch die bisher ausgeschlossenen Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sind künftig grund-
sätzlich zulässig. Die Zulässigkeit muss jedoch in jedem Einzelfall geprüft 
werden. Dabei muss auf die Belange der bestehenden Gewerbebetriebe in-
nerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches der Aufhebungssatzung 
Rücksicht genommen werden. Eine grundsätzliche Unverträglichkeit dieser 
Nutzungen mit anderen Nutzungen, wie z.B. Wohnungen, ist nicht erkennbar. 
Im Einzelfall muss die Verträglichkeit durch ein schalltechnisches Gutachten 
für ein konkretes Bauvorhaben nachgewiesen werden. Im Zuge der Bauge-
nehmigungsverfahren können immissionsschutzrechtliche Auflagen für die 
Neubauvorhaben erforderlich sein (z.B. Grundrissgestaltung o.ä.). 
 
Maß der baulichen Nutzung 
Der Bebauungsplan HO 7 trifft folgende Festsetzungen: 
Grundflächenzahl (GRZ): 0,6, 
Geschossflächenzahl (GFZ): 1,2 
Zahl der Vollgeschosse (Z): II bzw. entlang des Pippelwegs Z: III 
 
Bei der künftigen Beurteilung gemäß § 34 BauGB müssen sich Bauvorhaben 
nach dem Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der Umgebung einfü-
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gen. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen 
gewahrt bleiben. Insgesamt ist damit eine Bebauung, die über das bisher zu-
lässige Maß wesentlich hinausgeht, nicht zu erwarten. Gegen kleinere bauli-
che Ergänzungen bestehen auch keine städtebaulichen Bedenken. 
 
Überbaubare Grundstücksflächen 
Im Bebauungsplan sind Baugrenzen festgesetzt, die die überbaubaren 
Grundstücksflächen festlegen. Die Flächen außerhalb der Baugrenzen sind 
im Bebauungsplan HO 7 als „private Freiflächen“ festgesetzt. Diese Festset-
zung bedeutet, dass die Flächen nicht mit Hauptgebäuden bebaut werden 
dürfen. Garagen, Stellplätze und ihre Zufahrten sowie Nebenanlagen sind je-
doch uneingeschränkt zulässig. Die Festsetzung einer „privaten Freifläche“ 
entsprach in den ersten Bebauungsplänen der 60er Jahre (BauNVO 1962) 
der üblichen Festsetzungspraxis. Es handelt sich jedoch – in Kombination mit 
der Festsetzung überbaubarer Grundstücksflächen über Baugrenzen - um 
eine doppelte Festsetzung des gleichen Sachverhalts. Deshalb werden sol-
che Festsetzungen heute nicht mehr getroffen. 
 
Es handelt sich dabei zum einen um den nördlichen Bereich zwischen dem 
Spielplatz und dem Westlichen Ringgleis. Diese Fläche wird heute als ge-
werbliche Fläche zum Abstellen von Pkw genutzt. Ein Teil dieser Fläche soll 
künftig als öffentliche Wegeverbindung zwischen Spielplatz und Westlichem 
Ringgleis genutzt werden. Gegen die Möglichkeit einer Bebauung der ver-
bleibenden Fläche bestehen keine Bedenken. 
 
Zum anderen handelt es sich bei den festgesetzten privaten Freiflächen um 
Bereiche entlang des Westlichen Ringgleises und des Alten Pippelweges 
(Grundstück Alter Pippelweg 73, Tierartzpraxis). Diese Flächen sind heute 
nicht bebaut. Auch hier bestehen keine Bedenken gegen eine Bebauung. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 gilt die Unterscheidung in 
Flächen, die mit Hauptgebäuden und in Flächen, die nur mit Nebenanlagen 
bebaut werden dürfen, nicht mehr. Ein Erfordernis für diese Unterscheidung 
besteht auch nicht. Die Regelungen der Niedersächsischen Landesbauord-
nung über die Anordnung baulicher Anlagen auf den Grundstücken (Ab-
standsregeln etc.) sind für eine geordnete städtebauliche Entwicklung in die-
sem Bereich ausreichend. 
 
Stellplätze/Garagen/Nebenanlagen 
Der Bebauungsplan HO 7 enthält keine Beschränkungen zur Inanspruch-
nahme der Grundstücksflächen durch Garagen, Stellplätze, Tiefgaragen oder 
Nebenanlagen. Es gelten vor und nach der Aufhebung des Bebauungspla-
nes HO 7 die Vorschriften der Niedersächsischen Bauordnung. Somit kann 
durch die Aufhebung keine Verschlechterung gegenüber der heutigen recht-
lichen Situation entstehen. 
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4.2.2 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz von Boden, Natur und Landschaft 
 
Baugebiete 
Der Bebauungsplan HO 7 setzt für die privaten Grundstücksflächen eine 
GRZ von 0,6 fest. Darüber hinaus bestehen jedoch keine Einschränkungen 
für die Versiegelung der übrigen Grundstücksflächen durch Stellplätze, Ga-
ragen und deren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen. Es bestehen keine 
Vorschriften zur Begrünung der privaten Grundstücksflächen. Mit der Aufhe-
bung des Bebauungsplanes HO 7 können demnach in dieser Hinsicht keine 
Verschlechterungen eintreten. 
 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 
Gegenüber den Festsetzungen des Bebauungsplanes HO 7 ist durch die 
Aufhebung dieses Planes nicht mit zusätzlichen Eingriffen in Boden, Natur 
und Landschaft zu rechnen. Ausgleichsmaßnahmen sind deshalb nicht vor-
zusehen. 
 


4.3. Immissionsschutz 
 
Die neuen Wohngebäude östlich der Stichstraße Pippelweg (Pippelweg 74 A 
bis G) sind mit immissionsschutzrechtlichen Auflagen genehmigt worden (An-
forderungen an Grundrisse, Riegelbebauung (Bürogebäude) in Richtung 
Gewerbe). Diese Auflagen wurden so gefasst, dass die bestehenden Gewer-
bebetriebe westlich der Stichstraße Pippelweg (im Geltungsbereich der Auf-
hebungssatzung) durch die neue Bebauung nicht in ihren immissionsrelevan-
ten Tätigkeiten eingeschränkt werden. Dabei wurden gewerbegebietstypi-
sche Emissionen angesetzt (65 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts), so dass die 
Betriebe auch bei betrieblichen Änderungen nur die in Gewerbegebieten üb-
lichen Anforderungen erfüllen müssen. 
 
Dieses Verfahren würde auch in der unmittelbaren Umgebung zum betroffe-
nen Bereich der Aufhebungssatzung im Falle einer geplanten Wohnbebau-
ung angewendet werden. Es müsste im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens nachgewiesen werden, dass die bestehenden Gewerbebetriebe 
durch die heranrückende Wohnbebauung in ihrer Nutzung immissionsschutz-
rechtlich auch weiterhin nicht erheblich eingeschränkt werden. 
 
Insgesamt ist jedoch die bereits bestehende Gemengelage (Gewerbe/ Woh-
nen) im Bereich des Vorhabens zu beachten. Es gilt das Gebot der gegen-
seitigen Rücksichtnahme: Bestehende oder künftige Gewerbebetriebe haben 
auf die benachbarte Wohnbebauung Rücksicht zu nehmen; die Wohngebäu-
de haben zumutbare Belästigungen durch Gewerbebetriebe hinzunehmen. 
 


4.4 Soziale und technische Infrastruktur 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans HO 7 sind keine Gemeinbedarfs-
einrichtungen festgesetzt. Somit ergeben sich in dieser Hinsicht auch keine 
Auswirkungen durch die Aufhebungssatzung. 
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Nordöstlich des Plangebiets ist ein Kindespielplatz vorhanden, der auch der 
vorhandenen und eventuellen zukünftigen Wohnbebauung im Plangebiet zur 
Verfügung steht. Durch die geplante Wegeverbindung Spielplatz – Westli-
ches Ringgleis wird die fußläufige Anbindung des Spielplatzes verbessert. 
 
Der Bebauungsplan HO 7 trifft keine Festsetzungen hinsichtlich technischer 
Infrastruktur. Vorhandene Anlagen der Ver- und Entsorgungsträger haben 
Bestandsschutz. 
 
Die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 hat demnach keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die soziale und technische Infrastruktur. 
 
 


5 Sonstige wesentliche Auswirkungen der Aufhebungssatzung 
 
Wird die zulässige Nutzung eines Grundstücks nach Ablauf von sieben Jah-
ren aufgehoben oder geändert, kann der Eigentümer gemäß § 42 Abs. 2 und 
Abs. 3 BauGB nur eine Entschädigung für Eingriffe in die ausgeübte Nutzung 
verlangen. Dies gilt insbesondere, wenn infolge der Aufhebung oder Ände-
rung der zulässigen Nutzung die Ausübung der verwirklichten Nutzung oder 
die sonstigen Möglichkeiten der wirtschaftlichen Verwertung des Grund-
stücks, die sich aus der verwirklichten Nutzung ergeben, unmöglich gemacht 
oder wesentlich erschwert werden. 
 
Entschädigungsansprüche, die sich aus der Aufhebung des Bebauungsplans 
HO 7 ergeben, sind nicht erkennbar. 
 
Sonstige Kosten entstehen durch die Aufhebung dieses Bebauungsplanes 
nicht. 
 
 


6 Umweltbericht 
 


6.1 Beschreibung der Planung 
 
Der Bebauungsplan HO 7 soll aufgehoben werden. 
 


6.2 Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
 
Die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans ist nicht erforderlich, da die 
Regelungen des § 34 BauGB ausreichen, um die städtebauliche Entwicklung 
zu steuern. Sollte sich zukünftig ein Planerfordernis ergeben, so kann ein 
neuer Bebauungsplan aufgestellt werden, der den dann maßgeblichen städ-
tebaulichen und sonstigen Zielvorstellungen entspricht. 
 


6.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung 
 
Besondere planerische Vorgaben (Fachplanungen, Gutachten o.ä.) sind 
nicht zu berücksichtigen. 
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6.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der Informa-
tionsgrundlagen 
 
Die Umweltprüfung erfolgte im Wesentlichen durch den Vergleich der bauli-
chen und sonstigen Nutzungsmöglichkeiten auf den Flächen des Bebau-
ungsplanes HO 7 mit den künftigen Nutzungsmöglichkeiten bei einer Beurtei-
lung gemäß § 34 BauGB. Vorhandene Kenntnisse bei der Stadt Braun-
schweig wurden zur Beurteilung herangezogen. 
 


6.5 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 
 


6.5.1 Mensch und Gesundheit 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Mensch und Gesundheit sind im Wesentlichen durch die Aspekte Erholung 
(s. 6.5.2 Landschaft) und Lärm (s. 6.5.6 Lärm) betroffen. 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
künftige Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine erheblichen 
Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und Gesundheit. 
 


6.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes HO 7 
sind zurzeit weitgehend baulich genutzt. Die Flächen haben keine relevante 
Bedeutung für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Landschaft. Ohne Aufhebung 
des Bebauungsplanes HO 7 wird sich an dieser Situation nichts Wesentli-
ches ändern. 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Landschaft. 
 


6.5.3 Boden 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend baulich genutzt. Einige planungs-
rechtlich bebaubaren Flächen sind noch unbebaut. Ohne Aufhebung des Be-
bauungsplanes HO 7 wird sich an dieser Situation nichts Wesentliches än-
dern. Die noch unbebauten Flächen könnten bebaut werden. Dies könnte  
weitere Versiegelungen des Bodens zur Folge haben. Die Aufhebung des 
Bebauungsplanes HO 7 ermöglicht jedoch gegenüber dem bisher planungs-
rechtlich Zulässigen keine zusätzliche Bebauung und damit keine zusätzli-
chen Beeinträchtigung von Bodenfunktionen. 
 
Der Bereich ist teilweise altlastenverdächtig. Bei Bauanträgen muss daher 
mit entsprechenden Auflagen gerechnet werden. Der Bebauungsplan HO 7 
enthält hierzu keine Hinweise. Insofern tritt mit seiner Aufhebung keine Ver-
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schlechterung der Informationssituation ein. Die Beteiligung der Unteren Bo-
denschutzbehörde ist in Baugenehmigungsverfahren als laufendes Geschäft 
der Verwaltung sichergestellt. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 
 


6.5.4 Wasser 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans HO 7 liegt weder in einem Über-
schwemmungsgebiet noch in einem Wasserschutzgebiet. 
Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend baulich genutzt. Damit ist von ei-
ner geringen Versickerungsquote von Niederschlagswasser auszugehen. Ei-
nige planungsrechtlich bebaubaren Flächen sind noch unbebaut. Ohne Auf-
hebung des Bebauungsplanes HO 7 wird sich an dieser Situation nichts We-
sentliches ändern. Die noch unbebauten Flächen könnten bebaut werden. 
Dies könnte eine weitere Reduzierung der Versickerungsquote zur Folge ha-
ben. Die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 ermöglicht jedoch gegen-
über dem bisher planungsrechtlich Zulässigen keine zusätzliche Bebauung 
und damit keine zusätzlichen Beeinträchtigung der Versickerungsquote. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser. 
 


6.5.5 Klima, Luft 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes HO 7 wird in der „Stadtklimaana-
lyse Braunschweig“ (Steinicke und Streifender, 2012) als Bereich mit Innen-
stadtklima ausgewiesen. Dies bedeutet: Hohe Tages- und Nachttemperatu-
ren, geringe nächtliche Abkühlung, geringe relative Feuchte, stark reduzierter 
Luftaustausch, bioklimatisch belastend. Ohne Aufhebung des Bebauungs-
planes HO 7 wird sich an dieser Situation nichts Wesentliches ändern. Dies 
gilt ebenso mit Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft. 
 


6.5.6 Lärm 
Bestandsaufnahme, Prognose ohne Durchführung der Planung, Prognose 
mit Durchführung der Planung: 
 
Das Plangebiet ist im Bebauungsplan HO 7 als Gewerbegebiet festgesetzt. 
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Heranrückende schutzbedürftige Nutzungen (wie z.B. die neuen Einfamilien-
häuser Pippelweg 74 bis G) mussten sich gegenüber den gewerblichen Nut-
zungen soweit selbst schützen (z. B. durch eine entsprechende Grundrissor-
ganisation), dass für die Gewerbebetriebe keine Nutzungseinschränkungen 
eintraten. 
 
Dieses Vorgehen würde auch im Falle weiterer geplanter schutzbedürftiger 
Bebauungen (z.B. Wohnen, Büro, etc.) angewendet werden. Im Rahmen der 
Baugenehmigungsverfahren müssen entsprechende Nachweise erbracht 
werden. 
 
Grundsätzlich müssen jedoch die bestehenden Gewerbebetriebe der Umge-
bung aufgrund der gewachsenen Gemengelage bereits heute Rücksicht auf 
die umliegende schutzbedürftige Bebauung nehmen. 
 
Ohne Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 wird sich an dieser Situation 
nichts ändern. Bestehende oder künftige Gewerbebetriebe haben auf die be-
nachbarte Wohnbebauung Rücksicht zu nehmen; die Wohngebäude haben 
zumutbare Belästigungen durch Gewerbebetriebe hinzunehmen. Es gilt das 
Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. 
 
Die gleiche Situation ergibt sich mit Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7. 
Neue, eventuell schutzwürdige Nutzungen in der Umgebung der bestehen-
den Gewerbebetriebe haben entsprechende Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und Gesundheit in Be-
zug auf Lärm. 
 


6.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Ohne Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 wird sich an dieser Situation 
nichts Wesentliches ändern. Dies gilt ebenso mit Aufhebung des Bebau-
ungsplanes HO 7. 
 
Durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 und die damit verbundene 
planungsrechtliche Beurteilung gemäß § 34 BauGB ergeben sich keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Kulturgüter und Sachgüter. 
 


6.5.8 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
sind nicht zu erwarten. 
 


6.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 
 
Der Bebauungsplan HO 7 lässt eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 zu. Der 
Bebauungsplan enthält keine Beschränkungen hinsichtlich der Inanspruch-


Aufhebungssatzung HO 7  Begründung, Stand: 12.03.2014 
  Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB 







- 12 - 


nahme der Grundstücksflächen durch Stellplätze, Garagen und deren Zu-
fahrten oder durch Nebenanlagen. Diese Nutzungen können über die GRZ 
von 0,6 hinaus auf den Grundstücken untergebracht werden, so dass grund-
sätzlich eine Versiegelung der Grundstücke von bis zu 100% rechtlich mög-
lich ist. 
 
Nach der Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 werden die Flächen pla-
nungsrechtlich gemäß § 34 BauGB beurteilt. Vorhaben müssen sich nach Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, 
die überbaut werden soll, in der Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 
Jede Art von baulicher Nutzung benötigt unbebaute Freiflächen (Abstands-
flächen, Gartenflächen etc.). Die Niedersächsische Bauordnung verlangt die 
Begrünung der Flächen, die nicht für den Nutzungszweck benötigt werden. 
Da es das Ziel der Aufhebung ist, auch eine Wohnbebauung zu ermöglichen, 
ist eher mit einer geringeren baulichen Ausnutzung von Grundstücken zu 
rechnen, als dies nach den Festsetzungen des Bebauungsplans HO 7 zuläs-
sig wäre. 
 
Eine zusätzliche Bebauung über das gemäß Bebauungsplan HO 7 zulässige 
Maß kann wegen der weitreichenden bisherigen Ausnutzungsmöglichkeiten 
nicht eintreten. Somit ist durch die Aufhebung des Bebauungsplanes HO 7 
kein erheblicher Eingriff in Boden, Natur und Landschaft festzustellen. Aus-
gleichsmaßnahmen sind deshalb nicht erforderlich. 
 


6.7 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Moni-
toring) 
 
Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen sind 
nicht erforderlich, da keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. 
 


6.8 Zusammenfassung 
 
Der Bebauungsplan HO 7 (Baublock 61/6 d, 1. Änderung) soll aufgehoben 
werden, da er nicht mehr den städtebaulichen Zielvorstellungen entspricht. 
 
Die Aufhebung des Bebauungsplanes HO7 führt insgesamt nicht zu erheblichen 
Umweltauswirkungen. 
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 Anlage 3 b 
 
 
 
 
 


Bebauungsplan 
Baublock 61/6 d, 1. Änderung HO 7 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Rechtskraft 7. Juli 1969, Baunutzungsverordnung  (BauNVO)1968 
 
 
 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. Ausnahmen, die nach § 8 (3) 2 der Baunut-


zungsverordnung vorgesehen sind, werden 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 


2  Gemäß § 8 (3) 1 der Baunutzungsverordnung 
sind maximal 2 WE/Gewerbegrundstück für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulässig. 
 


 
II Maß der baulichen Nutzung und überbaubare 


Grundstücksflächen 
 


Gem. § 17 (4) der Baunutzungsverordnung wird 
die im Bebauungsplan eingetragene Zahl der 
Vollgeschosse als Höchstgrenze festgesetzt. 
 
 


Hinweis: 
Zur Wahrung der Belange der Deutschen Bundes-
bahn wird darauf hingewiesen, dass das Grundstück 
Pippelweg 72 zur Bahnseite hin mit einer öffnungslo-
sen Einfriedung zu versehen, die vom jeweiligen 
Grundstückseigentümer ständig zu unterhalten ist. 
Ferner darf von dem Grundstück weder Oberflächen 
noch Schmutzwasser auf Bahngebiet abgeleitet 
werden. 
 
 
 
 
 








 
 Anlage 4 
 Stand: 24. Oktober 2013 
 
 
 
 


Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan 
Baublock 61/6 d, 1. Änderung HO 7 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie sonstiger Stellen 
 
 
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 20. September 2013 bis 21. Oktober 2013 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
Stellungnahme der Industrie- und 
Handelskammer (IHK) Braunschweig, 
Brabandtstraße 11,38100 Brau-
schweig, vom 25.09.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


zur geplanten Aufhebung des o.g. Be-
bauungsplanes hatten wir bereits im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 
01.08.13 Stellung genommen. In dieser 
Stellungnahme hatten wir darum gebe-
ten, im weiteren Planverfahren zu erläu-
tern, 
1.) inwieweit die im Plangebiet und in 


dessen Umfeld tätigen Gewerbebe-
triebe durch die Bebauungsplanauf-
hebung Einschränkungen ihrer be-
trieblichen Nutzungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten zu befürchten ha-
ben. 


2.) auf welche Weise innerhalb des durch 
den Bebauungsplan HO 7 festgesetz-
ten Gewerbegebietes Wohngebäude 
genehmigt und errichtet werden konn-
ten. 


 


Wir stellen fest, dass die aktuellen Plan-
unterlagen keinerlei Hinweise zu Punkt 
2.) enthalten. 


Im Plangebiet befinden sich zwei be-
triebsbedingte Wohnungen. 
Betriebsbedingte Wohnungen waren ge-
mäß Bebauungsplan HO 7 zulässig. Wei-
tere Wohnungen befinden sich nicht im 
Plangebiet, insbesondere keine betriebs-
unabhängigen Wohnungen. 
 
Solche „normalen Wohnungen für jeder-
mann“ befinden sich jedoch in unmittelba-
rer Nachbarschaft außerhalb des Plan-
gebietes (östlich der Stichstraße Pippel-
weg und an der Gabelsberger Straße). 
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Insofern ist das Gewerbegebiet bereits 
heute durch die Nachbarschaft von 
Wohngebäuden geprägt. Bei der Wohn-
bebauung östlich der Stichstraße (Pip-
pelweg 74 A bis 74 G) handelt es sich um 
7 Kettenhäuser, die im Jahr 2013 errich-
tet wurden. Der Baugenehmigung lag ein 
schalltechnisches Gutachten zu Grunde, 
in welchem die Emissionen der benach-
barten Gewerbebetriebe berücksichtigt 
wurden. Die neue Bebauung wurde nur 
unter Auflagen genehmigt, die sicherstel-
len, dass die bestehenden Gewerbebe-
triebe nicht eingeschränkt werden. 
 
Dabei wurden gewerbegebietstypische 
Emissionen angesetzt (65 dB(A) tags und 
50 dB(A) nachts), so dass die Betriebe 
auch bei betrieblichen Änderungen nur 
die in Gewerbegebieten üblichen Anfor-
derungen erfüllen müssen. 
 


Zu Punkt 1.) wird auf Seite 7 der Planbe-
gründung lediglich darauf verwiesen, 
dass mit der Aufhebung des Bebauungs-
planes HO 7 nicht mit wesentlichen zu-
sätzlichen Einschränkungen der beste-
henden Gewerbebetriebe zu rechnen sei. 
Weiterhin heißt es, dass bei Bauvorha-
ben im Einzelfall sicherzustellen sei, dass 
die umliegenden bestehenden Gewerbe-
betriebe durch eine heranrückende 
Wohnbebauung immissionsschutzrecht-
lich nicht oder nicht wesentlich einge-
schränkt werden. 
 
 
 
 
 
 


Wie oben ausgeführt, wurde die Bebau-
ung Pippelweg 74 A bis 74 G nur unter 
Auflagen genehmigt, die sicherstellen, 
dass die Gewerbebetriebe nicht einge-
schränkt werden mussten. Im Falle eines  
Bauantrages für ein weiteres Wohnge-
bäude würde analog vorgegangen wer-
den. Der Antragsteller müsste gutachter-
lich nachweisen, dass die Gewerbebe-
triebe nicht eingeschränkt werden. 
Auch die Betriebe westlich des Westli-
chen Ringgleises wären dabei zu berück-
sichtigen. Es würden wieder gewerbege-
bietstypischen Emissionen angesetzt 
werden. 
 
Die Begründung zum Bebauungsplan 
wurde entsprechend angepasst. 
 


Diesen Ausführungen ist zu entnehmen, 
dass sich das planungsrechtliche Umfeld 
für die ansässigen Gewerbebetriebe mit 
der Aufhebung des Bebauungsplanes 
HO 7 - wenn auch möglicherweise nur 
unwesentlich - verschlechtern wird. 
 
Die Gewerbebetriebe wären demnach die 
planungsrechtlichen Verlierer und müss-
ten hinter dem städtischen Interesse an 
einer Anbindung des nahegelegenen 
Kinderspielplatzes an das westliche 


Wie von der IHK beschrieben, verändern 
sich mit der Aufhebung des Bebauungs-
plans HO 7 formal die planungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen. Dies könnte 
theoretisch in eingeschränktem Maße 
eine Reduzierung der durch den Bebau-
ungsplan HO 7 gegebenen Entwick-
lungsmöglichkeiten der Betriebe in Hin-
blick auf zulässige Lärmemissionen nach 
sich ziehen. Aufgrund der bestehenden 
benachbarten Wohnbebauung sind diese 
theoretischen Entwicklungsmöglichkeiten 
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Ringgleis und dem privaten Interesse an 
der Realisierung einer Wohnbebauung 
zurückstehen. Aus wirtschaftlicher Sicht 
ist dies nicht akzeptabel. Die Aufhebung 
des genannten Bebauungsplanes wird 
daher von unserer Seite abgelehnt. 


und damit auch die eventuellen Ein-
schränkungen solcher Möglichkeiten als 
äußerst gering zu bewerten. 
Einschränkungen gegenüber der heuti-
gen Nutzung sind jedoch bei der be-
schriebenen Genehmigungspraxis für 
Wohnungen nicht zu befürchten. 
 
Im Gegenzug eröffnet sich für alle Eigen-
tümer im Plangebiet die Möglichkeit, auch 
andere Nutzungen auf ihren Grundstü-
cken vorzusehen, die durch den bisheri-
gen Bebauungsplan HO 7 grundsätzlich 
ausgeschlossen waren. Damit können 
Steigerungen der Grundstückswerte ver-
bunden sein. Diese neuen Nutzungsmög-
lichkeiten können – gerade in dem hier 
gegebenen relativ innenstadtnahen Be-
reich – auch als planungsrechtlicher „Vor-
teil“ angesehen werden. 
Damit sind die im Gebiet der Aufhe-
bungssatzung heute ansässigen Betriebe 
nicht die „planungsrechtlichen Verlierer“ 
der Aufhebungssatzung. 
 
In der Abwägung zwischen den Belangen 
der im Plangebiet ansässigen Betriebe 
(Erhalt der planungsrechtlichen Situation) 
den Belangen der Allgemeinheit (Grün-
verbindung zwischen Spielplatz und 
Westlichem Ringgleis, Aufwertung des 
Quartiers) und den Belangen des Eigen-
tümers (wirtschaftliche Grundstücksver-
wertung) ist festzustellen, dass im Rah-
men der Aufhebungssatzung alle Belan-
ge ausreichend gewürdigt und berück-
sichtigt sind. Im Ergebnis hat das Interes-
se der Betriebe an dem Verzicht auf Ver-
änderungen der - formalen - planungs-
rechtlichen Situation hinter den anderen 
Belangen zurückzutreten. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Begründung wurde bereits zum Be-
schluss über die öffentliche Auslegung 
überarbeitet. 
 
Der Bebauungsplan HO 7 wird aufgeho-
ben. 
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